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Die Klage wird abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat die entstandenen auÃ�ergerichtlichen
Kosten der Beklagten zu tragen. Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Begrenzung
seiner Honoraranforderungen fÃ¼r die Quartale 3/97, 4/97, 1/98 und 2/98 durch die
ab dem 1.7.1997 eingefÃ¼hrten Praxisbudgets.

Tatbestand:

Er ist als hausÃ¤rztlicher Internist zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen
und ist in seiner Praxis ohne Partner tÃ¤tig. Gegen die Honorarbescheide fÃ¼r die
oben genannten Quartale legte er jeweils Widerspruch ein, weil die Berechnung des
Praxisbudgets fÃ¼r die hausÃ¤rztlich tÃ¤tigen Internisten aus sachlich und
rechtlicher Sicht fÃ¼r falsch hielt. Die WidersprÃ¼che wurden von der Beklagten
zurÃ¼ckgewiesen mit Widerspruchsbescheiden vom 21.10.98 (3 und 4/97) vom
25.11.98 (1/98) und vom 13.1.99 (2/98) Sie fÃ¼hrte aus: Das Praxisbudget beruhe
auf einer wirksamen ErmÃ¤chtigungsgrundlage Seine Berechnungsgrundlagen
seien aus einer ausreichenden Datensammlung abgeleitet worden. Das Regelwerk
"Praxisbudget" sei insgesamt rechtmÃ¤Ã�ig. Gegen den Widerspruchsbescheid vom
21.10.1998, zugestellt am 16.1 1.1998 hat der KlÃ¤ger am 14.12.1998 Klage
erhoben. Gegen den Widerspruchsbescheid vom 25.11.1998, zugestellt am
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10.12.1998, hat der KlÃ¤ger am 8.1.1999 Klageerweiterung beantragt Gegen den
Widerspruchsbescheid vom 13.1.1999, zugestellt am 27.1.1999, hat der KlÃ¤ger am
22.2.1999 Klageerweiterung beantragt. Das Gericht ist den AntrÃ¤gen gefolgt und
hat die WidersprÃ¼che in dem anhÃ¤ngigen Verfahren S 14 KA 391/98 zugeordnet.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor: Die Regelungen des Praxisbudget seien rechtswidrig, weil
sie gegen den Gleichheitsgrundsatz verstieÃ�en. Bei gleichen patientenbezogenen
Leistungen erhielten nÃ¤mlich die AllgemeinÃ¤rzte im Vergleich zu den Internisten
hÃ¶here Punktwerte. Dieser Vorteil ist sachlich nicht begrÃ¼ndet, da die TÃ¤tigkeit
des Allgemeinarztes der des hausÃ¤rztlich tÃ¤tigen Internisten entspreche. Dass die
TÃ¤tigkeit der beiden Arztgruppen identisch seien, ergebt sich zum Beispiel aus der
fÃ¼r den Allgemeinarzt und den hausÃ¤rztlich tÃ¤tigen Internisten identischen
OrdinationsgebÃ¼hr im neu geschaffenen EBM, mit dem die typischen frÃ¼heren
Ziffern der hÃ¤ufigsten TÃ¤tigkeit pauschal zusammengefaÃ�t worden seien.
Ebenso seien die pauschalen LaborgebÃ¼hren, (seit 1.7.1999) fÃ¼r hausÃ¤rztliche
Internisten und AllgemeinÃ¤rzte identisch. Ferner soll nach den bisherigen
Gesetzesvorhaben eine Unterscheidung zwischen dem hausÃ¤rztlichen Internisten
und dem Allgemeinarzt ab dem Jahre 2000 in der Bewertung und Bemessung nicht
mehr vorgenommen werden. Eine weitere grundrechtverletzende
Ungleichbehandlung bestehe darin, dass den Gemeinschaftspraxen eine um 10 %
hÃ¶here Fallpunktzahl zugestanden werde. Dadurch werde der allein tÃ¤tige Arzt
benachteiligt. Die mit der hÃ¶heren Punktzahl betriebenen FÃ¶rderung der
Gemeinschaftspraxen fÃ¼hre letztlich zur VerdrÃ¤ngung der allein tÃ¤tigen Ã�rzte
verstoÃ�e und somit massiv gegen Art. 12 des Grundgesetzes.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Honorarbescheide der Beklagten fÃ¼r die Quartale 3/97
und 4/97 in der Fassung des Widerspruchs-bescheides vom 21.10.1998, den
Honorarbescheid fÃ¼r das Quartal 1/98 in der Fassung des Widerspruchs-
bescheides vom 25.1 1.1998 und den Honorarbescheid fÃ¼r das Quartal 2/98 in der
Fassung des Widerspruch-bescheides vom 13.1.1999 aufzuheben. Die Beklagte
beantragt, die Klage abzuweisen. Soweit der KlÃ¤ger vorgetragen hat, dass die
Internisten im Vergleich zu den AllgemeinÃ¤rzten ungleich behandelt wÃ¼rden,
verweist die Beklagte auf die BegrÃ¼ndung der Widerspruchsbescheide und auf die
zwischenzeitlich ergangene Rechtsprechung. Soweit der KlÃ¤ger die hÃ¶here
Fallpunktzahl fÃ¼r die Gemeinschafts-praxen als rechtwidrige
WettbewerbsmaÃ�nahme wertet, trÃ¤gt sie vor: FÃ¼r die Gemeinschaftspraxen sei
ein hÃ¶heres Praxisbudget eingerichtet worden, weil die Behandlung in einer
Gemeinschaftspraxis, obwohl diese durch mehrere Ã�rzte vorgenommen werde, nur
als ein Behandlungsfall gezÃ¤hlt werde. Ohne den Ausgleich hÃ¤tte dies zu
AuflÃ¶sungen von Gemeinschaftspraxen gefÃ¼hrt. Hinsichtlich weiterer
Einzelheiten des Vortrages der Beteiligten zur Sach- und Rechtslage wird auf den
Inhalt der Gerichtsakte und auf die Verwaltungsakte, die Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.
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Die Honorarbescheide der Beklagten fÃ¼r die Quartale 3/97 und 4/97 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 21.10.1998, der Honorarbescheid fÃ¼r
das Quartal 1/98 in der Fassung des Widerspruchs-bescheides vom 25.1 1.1998 und
der Honorarbescheid fÃ¼r das Quartal 2/98 in der Fassung des
Widerspruchbescheides vom 13.1.1999 sind rechtmÃ¤Ã�ig und beschweren den
KlÃ¤ger nicht im Sinne von Â§ 54 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes.Dass die
Beklagte gemÃ¤Ã� Â§ 85 Abs. 4 des Sozialgesetzbuches V das Honorar fÃ¼r die
Ã¤rztlichen Leistungen nach arztgruppenbezogenen Kontingenten verteilen darf, ist
in der Rechtsprechung nicht mehr streitig Der KlÃ¤ger zwar der Auffassung, dass
der HonorarverteilungsmaÃ�stab der Beklagten dennoch rechtswidrig sei, weil die
KostensÃ¤tze und damit die Fallpunktzahlen der AllgemeinÃ¤rzte hÃ¶her bewertet
seien als die der hausÃ¤rztlichen Internisten. Dies stellt aber keinen VerstoÃ� gegen
den Grundsatz der Honorargerechtigkeit im Sinne einer nicht ausreichenden
Differenzierung auf dem Hintergrund des Artikel 3 Grundgesetz dar. Dies folgt
bereits aus dem Grundgedanken, der das Praxisbudget und die darauf beruhenden
Honorarverteilungen geprÃ¤gt hat. Durch die EinfÃ¼hrung des Systems
"Praxisbudget" soll sichergestellt werden, dass jeder Arzt jeder Fachgruppe bei
quantitativ durchschnittlicher und fachtypischen Leistung â�� nach Abzug der
jeweiligen Betriebskosten â�� auch ein durchschnittliches gleiches Einkommen
erzielen kann. Dies Ziel ist fÃ¼r die durchschnittliche Praxis der Fachgruppe
berechnet worden unter BerÃ¼cksichtigung der gesamten Breite der "grÃ¼nen und
gelben Leistungen". Da der KlÃ¤ger in den streitigen Quartalen auch
fachinternistische Leistungen erbracht hat, hat er keinen fachtypische
hausinternistische Praxis gefÃ¼hrt. Hieraus kÃ¶nnen sich die
Einkommensabweichungen von dem mit der Honorarverteilung angestrebten
Durchschnittseinkommen ergeben haben. Dass die Fallpunktzahlen im Praxisbudget
(grÃ¼ner Leistungsbereich) bei den AllgemeinÃ¤rzten hÃ¶her angesetzt sind als bei
den hausÃ¤rztlichen Internisten ist rechtlich nicht zu beanstanden. Der
Bewertungsauschuss hat bei der unterschiedlichen Festsetzung den ihm
eingerÃ¤umten Gestaltungsfreiraum nicht Ã¼berschritten. Er darf in diesem
Bereich pauschlierende und typisierende Regelungen treffen.(BSG SozR 3-2000 Â§
85 Nr.4 S.18,26) und er kann Ã¤rztliche Leistungen, soweit sie von mehreren
Arztgruppen erbracht werden, unterschiedlich bewerten. Das Gericht vermocht
auch der Auffassung des KlÃ¤gers nicht zu folgen, dass die ErhÃ¶hung der
Fallpunktzahl um 10 % fÃ¼r das Praxisbudget der Gemeinschaftspraxen gegen den
Grundsatz der Honorargerechtigkeit verstÃ¶Ã�t.

Die Differenzierung zwischen den Gemeinschaftspraxen und den allein tÃ¤tigen
Ã�rzten ist sachlich gerechtfertigt. Ohne den Anreiz durch den Zuschlag von 10 %
wÃ¤re zu erwarten gewesen, dass nach EinfÃ¼hrung des Praxisbudgets ein
grÃ¶Ã�ere Anzahl der Gemeinschaftspraxen sich zu Praxisgemeinschaften
umgebildet hÃ¤tten. Dann hÃ¤tte jedes Mitglied der Praxisgemeinschaft
BehandlungsfÃ¤lle abrechnen kÃ¶nnen. Das hÃ¤tte eine fÃ¼r die StabilitÃ¤t der
Praxisbudgets verhÃ¤ngnisvolle Steigerung der Fallzahlen zur Folge gehabt.
Deswegen kann die gegensteuernde MaÃ�nahme rechtlich nicht beanstandet
werden. Aufgrund dieser Rechtslage konnte dem Begehren des KlÃ¤gers nicht
entsprochen werden. Die Klage war daher abzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 26.10.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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